
Der FBPL-Abgeordnete Klaus Wan-
ger darf als «Vater» der erleichterten
Frühpensionierung bezeichnet wer-
den. Nachfolgend das Votum von
Klaus Wanger, welches er gestern im
Landtag hielt.

Anlässlich der Eröffnungssitzung des
Landtages vom 3. Februar 1999 sprach
ich mich in meiner Rede als Altersprä-
sident u.a. für die Erleichterung der
Frühpensionierung aus und unterbrei-
tete einen konkreten Vorschlag, wie
ich mir ein Frühpensionierungsmodell
vorstellen könnte. Da für mich der
Problembereich der Frühpensionie-
rung und die baldige Umsetzung einen
äusserst hohen Stellenwert haben, ha-
be ich an der Landtagssitzung vom 15.
September 1999 in einer «Kleinen An-
frage» mich über den Stand der Vorbe-
reitungen erkundigt und erneut die
Wichtigkeit betont, dass durch eine
baldige Änderung der gesetzlichen
Grundlagen die Möglichkeit der indi-
viduellen, flexiblen Frühpensionierung
ab dem 60. Altersjahr mit einem Kür-
zungssatz von lediglich 3 % pro Jahr so
schnell wie möglich geschaffen werden
soll.

Heute liegt nun ein Bericht und An-
trag der Regierung vor, der die Verbes-
serung des Rentenvorbezugs neu re-
geln soll. Diese neue gesetzliche Rege-
lung entspricht im Grundsatz weitest-
gehend den von mir im Februar 1999
gemachten Vorschlägen.

Ich möchte der Regierung danken
für die professionelle Ausarbeitung
dieser wie mir scheint äusserst wichti-
gen Neuregelung des Rentenvorbe-
zugs, die es künftig den Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern erlaubt, ab
dem 60. Lebensjahr mit grösstenteils
verkraftbaren finanziellen Einbussen

den Ausstieg aus dem aktiven Berufs-
leben ins Auge zu fassen.

Der Vorschlag der Regierung, ab
dem 60.Altersjahr bei einer gleitenden
Pensionierung den Bezug einer halben
Rente zu ermöglichen, scheint mir gut
gemeint. Die Zukunft wird es weisen,
inwieweit diese zusätzliche Flexibili-
sierung eine gleitende Pensionierung
unterstützt. Sehr positiv scheint mir

hingegen die Möglichkeit des monatli-
chen Abrufs der Vorbezugsrente zwi-
schen dem 60. und 64. Altersjahr.

Die von der Regierung vorgeschla-
gene Höhe des Kürzungssatzes von 
3 % bis 5 % pro Jahr wird sicher noch
Gegenstand der heutigen Debatte
sein. Die Aufteilung der Mehrkosten
dieses Frühpensionierungsmodells auf
den Staat, die Arbeitgeber und die Ar-
beitnehmer scheint mir sinnvoll. Ich
würde es jedoch begrüssen, den von
der Regierung vorgeschlagenen Auf-
teilungsschlüssel, der je 1/3 der Mehr-
aufwendungen auf den Staat, die Ar-
beitgeber und die Arbeitnehmer, d.h.
die Versicherten, überwälzt, entspre-

chend dem Vorschlag der Gewerbe-
und Wirtschaftskammer abzuändern.
Dieser Vorschlag sieht einen Verteil-
schlüssel vor, in dem der Staat 50 %
und die Arbeitgeber und die Arbeit-
nehmer lediglich je 25 % der Mehrkos-
ten zu übernehmen hätten. Dadurch
würde sich der Beitragssatz der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer nur
um 0,1 % von 3,8 % auf 3,9 % erhöhen.

Das vorgeschlagene Finanzierungs-
modell sieht keinen Mittelabfluss aus
der AHV vor. Dies scheint mir sinn-
voll, auch wenn unsere AHV, im Ge-
gensatz zu den Grundversicherungen
in den umliegenden Ländern, hohe
Reserven aufweist. So konnten wir vor
kurzem der Presse entnehmen, dass
unsere AHV zur Zeit über Reserven
verfügt, die eine 14fache Jahres-
deckung sicherstellen. Im Vergleich
dazu verfügt die AHV in der Schweiz
meines Wissens lediglich über Reser-
ven von weniger als einem Jahresbe-
treffnis und die Pensionsversicherung
in Deutschland über weniger als ein
Monatsbetreffnis. Wir sind somit auch

hier eine löbliche Ausnahme.
Basierend auf den versicherungsma-

thematischen Schätzungen, geht die
Regierung in ihrem Bericht davon aus,
dass Mehrausgaben (in heutigen Geld-
werten) im Durchschnitt der nächsten
20 Jahre 6,3 Millionen Schweizerfran-
ken pro Jahr betragen werden.

Ich bin der Ansicht, dass die Höhe
dieser Mehrausgaben für die Erleich-
terung der Frühpensionierung ab dem
60. Altersjahr eine angemessene und
unbedingt notwendige Investition für
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
darstellt, die heute mit physischem
und/oder psychischem Stress mit all
den daraus resultierenden Folgeer-
scheinungen zu kämpfen haben. Durch
die Einführung der erleichterten Früh-
pensionierung kann eine nachhaltige
Verbesserung ihrer oft höchst unbe-
friedigenden Situation herbeigeführt
werden.

Ausserdem scheint mir eine einkom-
mensabhängige Reduktion des Kür-
zungssatzes bei der Personalvorsorge-
einrichtung, d.h. bei der 2. Säule, not-
wendig, möglich und in den meisten
Fällen verkraftbar. Dies würde beson-
ders die unteren und mittleren Ein-
kommensschichten begünstigen. Die
daraus resultierenden Kosten sollten
von der Personalvorsorgeeinrichtung
bzw. vom Arbeitgeber übernommen
werden.

Ich bin zusammenfassend der festen
Überzeugung, dass die Einführung der
erleichterten Frühpensionierung heute
eine absolute Notwendigkeit darstellt
und ein wichtiger Schritt in die richtige
Richtung darstellt.

Ich hoffe, dass die gesetzlichen
Grundlagen für die erleichterte Früh-
pensionierung so schnell wie möglich
geschaffen werden, und bitte Sie um
Unterstützung.
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